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Sehr geehrter Herr Wöhrle,

vielen Dank für lhr Schreiben an die Bayerische Staatskanzlei vom

22.März2018, in dem Sie um Übersendung verschiedener Dokumente

betreffend den 1 5. Rundfunkänderungsstaatsvertrag bitten. Nachdem uns

der Bayerische Landtag auf Nachfrage mitteilte, dass lhnen von diesem bis

auf die Unterrichtung des Landtags zum 15. Rundfunkänderungsstaatsver-

trag bereits alle von !hnen erbetenen Dokumente und lnformationen zur

Verfügung gestellt wurden, übersenden wir lhnen nunmehr noch eine Kopie

des Unterrichtungsschreibens vom 27 .10.2010.

Mit freundlichen Grüßenz-q
Dr. Thorsten Schmiege
Ministerialrat
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80539 München



Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

St*atsrninister Siegfriecl Schrreider, MdL

Fünftehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag
Unterrichtung des Landtags gemä8 Art I Abs. 1 Nr. 3 PIG i.V.m. Ziffer
lll VerPlG

Anlage:

An die
Präsidentin des
Bayerischen Landtags,
Barbara Stamm, MdL
Maximilianeum
81627 München

lhre Nachrict{ vom
lhr Zeichen

Telsilon: {089) 21 69 . 0
Teletax: (089) 29 40 +l

Unsere Nädlrictrt vom
thser Zeicfien A lV 5 - 4506:l - 186 - 165. 1

E.Meil: staeBmhbter@sü(.bayetn.de
hGmet yvww.bayem.de

Mondren, 27.10.2010
Durchwehl: (089) 2t012376

E ntwu rf des Fünfzeh nten R undfu nkänderung sstaatsvertrags
(Stand: 21. Oktober 2010)

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

in der Sitzung der Rundfuakkommission der Länder auf Minister-

präsidentenebene am 9. Juni 2010 in Berlin wurde der Vorschlag zur Neu-

ordnuno der Finanzieruns des öffentlich-rechtlichen Rqndfunks diskutiert.

Man verständigte sich auf Eckpunkte zur Neuordnuno, die auf der Minister-

präsidentenkonferenz am 10. Juni2010 zustimmend zur Kenntnis ge-

nommen wurden. Zugleich wurde die Rundfunkkommission beauftraqt, auf

Gru nd laqe d iese r Eckpun kte ei nen Staatsvertraosentwu rf vozubere ite n m it

dem Ziel, auf der Jahreskonferenz der Regierungschefinnen und der

Regierungschefs der Länder am21. bis 22. Oktober 2010 die Vorunter-

richtung der Landesparlamente in die Wege leiten zu können.

Am 11. Oktober 2010 hat in Berlin eine Anhörung stattgefunden, bei der die
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belroffenen Verbände nochmals die Möglichkeit hatten, ihre Anregungen

und Bedenken vozutragen, welche in die weiteren Arbeiten am Entwurf

des Staatsvertrags eingeflossen sind.

Auf der Jahreskonferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs

der Länder vom 20. - 22. Oktober 2010 wurde zu den noch offenen

Punkten Konsens erzieh, der Entwurf des 15, Rundfunkänderungsstaats-

vertrags - RASTV- (§tand 21. Oktober 2010) zur Kenntnis genommen und

zur Vorunterrichtung der Landtage freigegeben. Zudem haben die

Reghrungschefinnen und Regierungschefs der Länder in Aussicht ge-

nommen, nach der erforderlichen Untenichtuno der Landesparlamente, den

15. RASTV auf ihrer Konferenz am 15. Dezember zu untezeichnen.

lm Anschluss kÖnnten dann die Ratifizierungsverfahren in den Landtagen

beginnen. Das lnkrafttreten des Staatsvertrags istfilrden 1. Januar2013

vorgesehen, für bestimmte Übergangs- und Überleilungsvorschriften

bereits für den 1. Januar 2A12. Nach hiesiger EinschäEung muss eine Noti-

fizierung des Staatsvertrags bei der EU-Kommission, Generaldirektion

Wettbeweö vorausgehen.

Der 15. nAStV ist ein Artikelslaa§vertrag, der den Rundfunkbeitrags-

staatsveürag einführt (Art. 1) und im Gegenzug den Rundfunkgebiihren-

staatsveftrag aufhebt (Art. 2) aufhebt.

Weitere Anderungen (im Wesentlichen begriffliche Anpassungen an das

neue System der Rundfunkfinanzierung) finden sich im Rundfunkstaatsver-

trag (Art. 3), ZDF-§taatsvertrag (Artikel4), Deutschlandradio-staatsvertrag

(Artikel 5) und im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag (Artikel 6).

Artikel 7 des 15. RASTV enthält Regelungen zur Kündigung, zum lnkraft-

treten und zur Neubekanntmachung

l. ßundfuntbeitraqsstaatsvertrao -RB§IV- (Artikel 1l:

Wesentliche Eckpunkte d es neuen Ru ndfun kbeitragsstaatsvertrags

sind:

,1,
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Ein Wechsel vom gerätebezogenen Gebührenmodell zum all-

gemeinen Beitrag als Konsequenz der Konvergenz der Endgeräte

und der Erosion der Erträge aus der Rundfunkgebühr zusammen mit

dem umfangreichen Kontrollauirand. Dieses Entkoopeln der BeL

traosoflicht vom Rundfunkempfangsgerät enßpricht auch einem Be-

schluss des Bayerischen Landtags aus dem Jahr 2009 (Drucksache

16t1733). Hieraus resultiert auch, dass die Unterscheidung zwischen

Grund- und Femsehgebilhr aufgegeben wird.

Das neue Model! wird das bisherige System vereinfachen. Es kommt

nicht mehr darauf an, ob, wie viele und welche Rundfunkempfangs-

geräte vorhanden sind. Entsprcchende Kontrollen können enüallen.

Beitragspflichtig sind der Haushalt und die Betriebsstätte, bei

Letzterem gestaffelt nach Mitarbeitem.

Mit dem neuen System werden alle Haushalte und Betriebsstätten

gleichmäßig erfasst, Schwarzsehen und -hören wird nur noch sehr

schwer mfulich sein. Die ehrlictre Mehrheit muss nicht mehr die Ge-

bührenlast für die Schwarzseher mittragen.

lm Rahmen des Haushalts, der durch die Wohnung vermittelten

Gemeinschaft , soll Gesamtschuldnerschaft herrschen und nur noch

eln Beitrag entrichtet werden. Es bedarf daher auch keiner Kontrolle,

ob und wie viele Bewohner in einer Wohnung leben, Die häusliche

Privatsphäre bleibt unberührt.

Minderjährige, auch solche mit eigenem Einkommen, sind nicht bei-

tragspflichtig (vgl. hiezu § 2 Abs. 2 RBSTV).

lm nichtprivaten Bereich wurde eine Staffelregglgng_ aufgenommen

(§ 5 Abs. 1 RBSTV), die die Höhe des Beitrags an die Anzahlder Be-

schäftigten pro Betriebsstätte knüpft, Hier ist insbesondere darauf zu

hinzuweisen, dass für Betriebsstätten bis acht Beschäftiqte der Bei-

traq auf ein Drittel e.frnäßiot ist, fUr Betriebsstätten mit von g bis 19

.t_
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Beschäftigten lediglich ein Beitrag zu entrichten iet. Diese

Regelungen kommen vor allem kleineren und mittelständischen

Unternehmen zu Gute.

Arbeitszimmer in der privaten Wohnung sind nicht beitragspflichtig (§

5 Abs. 3 RBSTV).

Kfzzur niqht ausschließlich privaten lfutzuno warden in einem er-

mäßigten Beitrag in Höhe von einem Drittelerfasst. Ausnahme: ein

KFZ pro Betriebsstätte ist beitragsfrei. § 5 Abs. 2 RBSIV. Auch

diese Regelung kommt kteinen und mittelständischen Unternehmen

zu Gute-

Betriebe werden, wenn §pischerweise Geräte Dritten zur Nutzung

überlassen werden (2. B. Hotels), mil einem Drittelbgitraq pro

Zimmer erfiasst (§ 5 Abs. 2 RBSM.

Nach bisheriqer Rechtslage mussten Beheöerg ungsbetriebe pro

Rundfu n kempfangsgerät bezah len.

ln den meisten Hotelzimmem ist ein Femseher vorhanden. Neben

der Erstgebühr waren zusäElich folgende Zweitgebühren zu ent-

richten:

- Hotels bis zu 50 Zimmern: 50 %-Gebühr pro Femsehgerät

- Hotels mit mehr als 50 Zimmern: 75 %-Gebühr pro Fernsehgerät

Die öffentliche Hand bleibt weiter beitraosoflichtio. Die Beitragspflicht

richtet sich wie im gesamten nicht-privaten Bereich nach der Anzahl

der Mitarbeiter pro Betriebsstätte (§ 5 Abs. 1 RBSTV).

Möglichkeiten zur Befreiung aus sozialen Gründen bleiben bestehen

(§ 4 Abs. 1 RBSTV);für bestimmte Härtefälle (Grenzfälle) wurde eine

zusätzliche Regelung geschaffen (§ 4 Abs. 6 RBSTV). Diese soll

Personen zu Gute kommen, die nur so viel oder geringfügig mehr als

Sozialhilfeempfänger verdienen und denen deshalb Sozialleistungen

.t.
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verweigert werden. Hiermit soll die Ungleichbehandlung zwischen

Geringverdienern und Empfängern von Sozialleistungen behoben

werden.

Rilckwirkende Befreiungen bei entsprechenden Bescheiden werden

ermöglicht, wenn der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach dem

Erstellungsdatum des Bescheids gestellt wird (§ 4 Abs. 4 RBSTV).

Leistungsfähige Menschen mit Behinderung sollen einen ermäßigten

Beitrag von einem Drittelentrichten, § 4 Abs. 2 RBSTV (Ausnahme:

Taubblinde, d ie aufu ru nd objektive fe h lender N utzungsmög lachkeit

vom Rundfunkbeitrag per se frei gestellt sind). Damit sollen barriere-

freie Angebote erleichtert werden. Hintergrund hierfür war auch das

Urteildes Bundessozialgerichts vom 28. Juni2000 (Az.: B g SB ll

2/00 R, NJW 2001, S. 1966), welches ausführte, dass ein durch Ge-

büh ren befreiung ausg leichbarer Meh raufirand behinderter Ru nd-

funk- und Fernsehteilnehmer nicht entstehe, da die deutsche Be-

völkerung unabhängig von Behinderungen nahezu vollständig Rund-

funk hört und furnsehe. Die einkommensunabhängige Gebtihren-

befreiung fiir behinderte Menschen sei ein Verstoß gegen den ge-

bührenrechtlichen Grundsatz der verhältnismäßigen Gleich-

behandlung.

Bestimmte nichtprivate Einrichtungen haben pro Betriebsstätte

maximaleinen Beitrag zu entrichten (2. B. kirchliche Einrichtungen,

Heime etc.) (§ 5 Abs. 4).

Ein einmaliger, stichtagsbezogener Meldedatenaboleich wird vor-

genommen: ln § 14 Abs. I des §taatsvertragsentwurfs ist vor-

gese.hen, dass die Meldebehörden einen einmaligen Abgleich ihrer

Date n mil denen der Landesrundfunkanstalten ermög lichen.

Hierbei ist zu beachten: Alle gemeldeten Personen, die bereits als

Rundfunkgebührenschuldner Üei der GEZ verzeichnet sind, fallen

.t.
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sogleich aus dem ,,Netz" heraus; die Angaben über sie sind ftir die

Rundfunkanstahen ohne Mehrwert und können sofort gelöscht

werden; die Verpflichtung dazu folgt aus § 14 Abs. 9 Satz 2 RBSIV.

Außerdem milssen auch die Namen und Angaben der Personen ge-

löscht werden, die zwar ebenfalls beitragspflichtig sind, aber nur

gesamtschuldnerisch neben einem,,Haupfuerantwortlichen", der als

Beitragsschuldner angemeldet und vermerkt isl. Nur die ,,Treffel'-

also die Fälle, in denen flir eine wohnung oder elne Betriebsstätte

kein Beitragsschuldner verzeichnet ist = müssen weiter bearbeitet

werden, wobei sich zuerst ein Anschreiben an die Betroffenen

empfiehlt.

tn der überoanosreoeluno des § 14 RBSTV wird der bisherige

Datenbestand weiter nutzbar gemacht: Sofern ein bish'eriger Ge-

bührenschuldner nicht der obliegenheit zur Mitteilung seiner Daten

nach § 14 Abs. 1 bzw. im nichtarivaten Bereich seiner Meldepflicht

nach § 14 Abs. 2 RBSTV nachkommt, wird vennutet, dass er auch

nach dem neuen Recht beitragspflichtig ist (§ 14 Abs. 3 und 4

RBSTV). Diese Vermutung kann jedoch widerlegt werden (14 Abs. 5

RBSM.

Rundfu nkqebührenstaatsvertraq (Artikel 2l:

lm Zuge der Einführung des RBStv wird der Rundfunkgebührenstaats-

vertrag aufgehoben.

!ll. Anderunge! im Rundtunkstaatsveriraq (Artikel 3t:

. Hier werden im Wesentlichen begriffliche Anpassungen vorgenommen"

Ausnahme: Einführung von § 16 Abs. 6 RSIV:

Ab 1. Januar 2013 werden Werbunq und Sponsorino im Rundfunk gleich

behandelt (also kein Sponsoring an Feiertagen und nach 20.00 Uhr an

Werktagen mit Ausnahme von großen Sportereignissen).

_t.
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lV. Anderunoen im ZDF-§taatsvertraq und im Deutschlandradio.

§taatsvertraq {Ailikel4 und 5}:

Hier wurden im Wesentlichen begriffliche Anpassungen vorgenommen.

V. Änderunoen lm Rundfunkfinanzierunosstaatsvertrao (Artikel 6l:

Auch hier wurden im Wesentlichen begriffliche Anpassungen vor-

genommen.

Hinzuweisen ist lediglich auf § 8 RFinStV, welcher die Höhe des Rund-

funkbeitrags vorbehaltlich einer Neufestsetzung durch d ie Kommission

zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) auf

monatlich 17,98 Euro festsetzt. Die Festsetzung der Beitragshöhe obliegt

der KEF, doch muss der MSIV eine Rechtsgrundlage enthalten. Dies

wird vor allem für den Fall relevant, dass die Beitragsempfehlung der

KEF nichi durch alle Länder (rechtzeit§) umgeseEt wird. Ansonsten be-

stünde die Gefahr, dass der alte Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag

außer Kraft tritt, ohne dass staatsvertraglich ein neuer Anspruch besteht.

Vl. Überoanos- und Überleitunosvorschriften (Artikel 7l:

Art, 7 des 15. R.ASIV bestimmt das lnkrafttreten des 15. RASTV zum 1.

Ja nua r 20 1 3. Bestimmte Überqanos. und Überleitungsvorschriften treten

bereits zum 1. Januar 2012 in Kraft: so z.B. die Meldeobliegenheiten

nach § 14 Abs. 1 für den privaten und die Meldepflicht nach § 14 Abs. 2

RBSTV für den nicht-privaten Bereich.

Hintergrund ist hierbeidie Notwendigkeit der ÜbertUhrung des Daten-

bestandes aus dem alten in das neue tvtödetlbis zum lnkrafttreten des

neuen RBSIV" Zudem benötigt die Kommission zur Ermittlung des

Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) Daten- und Zahlenmaterial

um die Beitragshöhe zum 1. Januar 2013 festlegen zu können.

Weiter enthält Art. 7 verfahrensteci':nische Regelungen zur Kündigung

.t.
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und zur Neubekanntmachung der vom 15. RASTV betroffenen Staatsver-

üäge.

ln der Anlaqe übercende ich lhnen den Entw-urf des 15. RASTV in der

Fassung vom 21. Oktober 2OlO.

Sollte dem Landtag eine Befassurtg innerhalb der nach Ziffer lll Nr, 1 der

;esehenen vier

Wochen nicht möglich sein, so bitte ich um eine entsprechende Unter-

richtung ilber die weitere Terminplanung (Ziffe-r lll Nr. 3 VerPlG).

Mit fteundlichen Grtißen

U'l-'
Siegfried Schneider


